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WM Wertpapier-Mitteilungen, Zeitschrift für Wirtschafts- und Bank-

recht
Wohnimmobilien- Richtlinie 2014/17/EU des Europäischen Parlaments und des

kredit-RL Rates vom 4. Februar 2014 über Wohnimmobilienkreditverträge
für Verbraucher und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und
2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010

z. B. zum Beispiel
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZKM Zeitschrift für Konfliktmanagement
ZMediatAusbV Zertifizierte-Mediatoren-Ausbildungs-Verordnung
ZPO Zivilprozessordnung
z. T. zum Teil
ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht
zust. zustimmend
zz. zurzeit
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess
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Erstes Kapitel:

Streitbeilegung in Verbrauchersachen

§ 1 „Schöne neue Schlichtungswelt“

Am 1. April 2016 ist das Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) als
Kernregelung des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über alternative
Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten und zur Durchführung der
Verordnung über Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten1 in
Kraft getreten. Initiiert durch die ADR-Richtlinie und ODR-Verordnung
des europäischen Gesetzgebers wird mit diesem Gesetz ein neues Kapitel im
Bereich der alternativen Streitbeilegung eröffnet.

Mit Umsetzung der ADR-RL hat der deutsche Gesetzgeber nun ein Son-
derverfahrensrecht für Verbraucher geschaffen. Um den Zugang des Ver-
brauchers zum Recht zu stärken und das Verbraucherschutzniveau zu er-
höhen, sollen für Konflikte zwischen dem Verbraucher und Unternehmer
alternative Streitbeilegungsverfahren etabliert werden, die außerhalb des
staatlichen Ziviljustizsystems eine Geltendmachung von Verbraucherrechten
vor einer neutralen Institution ermöglichen. Der Grundgedanke des Uni-
onsgesetzgebers ist dabei, den Verbraucher als Akteur auf dem Binnenmarkt
nicht nur durch materielle Rechtsvorschriften zu schützen, sondern gleich-
zeitig sicherzustellen, dass diese Verbraucherrechte auch durchgesetzt wer-
den.2 Da sich nach Ansicht der EU die staatlichen Gerichtsverfahren dazu
aber nur bedingt eignen, gilt es, die individuelle Verbraucherrechtsdurchset-
zung und insbesondere die Zufriedenheit des Verbrauchers als Konsument
auf dem Binnenmarkt auf andere Weise – über außergerichtliches Streitbei-
legungsangebote – sicherzustellen.

Der Weg in eine „Schöne neue Schlichtungswelt“3 ist eröffnet.
Die erst relativ spät einsetzende rechtswissenschaftliche Diskussion über

die Alternative Dispute Resolution (ADR) als Instrument zur Geltendma-
chung von Verbraucherrechten steht diametral dem weit gefassten Anwen-
dungsbereich der Verbraucherschlichtung entgegen.

1 BGBl. 2016 I, S. 254, berichtigt S. 1039.
2 Vgl. dazu nur die Binnenmarktakte I, KOM (2011) 206 endg. 11.
3 So Eidenmüller/Engel, FAZ 12.07.2013, S. 7, in Reminiszenz an den dystopischen

Roman Brave New World von Huxley.
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Gegenstand des Verfahrens können nämlich neben Problemen bei gering-
wertigen Online-Käufen oder Unklarheiten eines im Rahmen einer Haustür-
situation abgeschlossenen Versicherungsvertrages, ebenso der Streit im Zu-
sammenhang mit einem Wohnraummietvertrages (§ 312 Abs. 4 S. 1 BGB)4,
Konflikte im Bereich der Wohnungseigentumsverwaltung5 und möglicher-
weise sogar die Infragestellung eines nach § 311b Abs. 1 BGB notariell be-
urkundeten Grundstückskaufvertrages sein.6

Schon allein dieser weitgefasste Anwendungsbereich sowie die quasi-ge-
richtliche Ausgestaltung und Zielsetzung des Verfahrens zeigen das erhebli-
che Potential der Verbraucherschlichtung, zum einen für die Reichweite des
Rechtsschutzes des Verbrauchers, zum anderen hinsichtlich der Auswirkun-
gen auf das Rechtsschutzsystem im Ganzen. Nicht aus dem Blick geraten
darf gerade in diesem Zusammenhang, dass der Verbraucherbegriff nur der
Umschreibung einer bestimmten Rolle dient, in der die natürliche Person im
Rechtsverkehr auftritt und somit nicht als Statusbegriff aufzufassen ist.7

Gleichzeitig folgt daraus, dass jede natürliche Person, gänzlich unabhängig
von ihren individuellen Fähigkeiten und Eigenschaften, Verbraucher sein
kann oder anders ausgedrückt: Verbraucher sind wir alle.8

Zwar belegen die bisherigen Erfahrungen mit dem Verbraucherstreitbei-
legungsverfahren, dass die tatsächliche Inanspruchnahme hinter den ge-
äußerten Erwartungen zurück bleibt9. Die Auseinandersetzung mit dem

4 Beachte auch, dass die Verbraucherrechte-RL Wohnraummietverträge explizit nicht
erfassen will (Art. 3 Abs. 3 lit. f) sowie EWG 26). Koch, VuR 2016, 92 ff.

5 Nach dem BGH ist „die Wohnungseigentümergemeinschaft im Interesse des Verbrau-
cherschutzes der in ihr zusammengeschlossenen, nicht gewerblich handelnden natürlichen
Personen dann einem Verbraucher gem. § 13 BGB gleichzustellen ist, wenn ihr wenigstens
ein Verbraucher angehört und sie ein Rechtsgeschäft zu einem Zweck abschließt, der weder
einer gewerblichen noch einer selbstständigen beruflichen Tätigkeit dient“, BGH NJW
2015, 3228 ff., 3230 Rn. 30.

6 Althammer, in: Schmidt-Kessel (Hrsg.), Alternative Streitschlichtung, 2015, S. 117 ff.;
Althammer, in: ders. (Hrsg.), Verbraucherstreitbeilegung: Aktuelle Perspektiven für die
Umsetzung der ADR-Richtlinie, 2015, S. 9 ff., 14. Die Reichweite der möglichen Konflikt-
gegenstände verdeutlicht auch die Übersicht der Allgemeine Verbraucherschlichtungs-
stelle über die einzelnen Streitgegenstandskategorien im Tätigkeitsbericht 2017, S. 3, ab-
rufbar unter: https://www.verbraucher-schlichter.de/media/file/53.Taetigkeitsbericht 20
17.pdf (geprüft am 01.11.2020).

7 Bamberger, in: Hau/Poseck (Hrsg.), BeckOK BGB, 2020, § 13 Rn. 9; Alexander, in:
Gsell/Krüger/Lorenz u. a. (Hrsg.), BeckOGK, § 13 Rn. 152 ff.; H. Roth, in: Bruns (Hrsg.),
Die Zukunft des Zivilprozesses, 2014, S. 69 ff., 81; ders., in: Kronke (Hrsg.), Grenzen
überwinden – Prinzipien bewahren, 2011, S. 715 ff., 722 f.; Engel/Stark, ZEuP 2015, 32 ff.

8 Siehe insoweit auch der Verweis auf John F. Kennedy mit seiner „Verbraucherbot-
schaft“ aus dem Jahre 1962: „Consumers, by definition, include us all“, zitiert nach Engel/
Stark, ZEuP 2015, 32 ff.

9 Ging die Gesetzesbegründung zum Verbraucherstreitbeilegungsgesetz für die nähere
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Konfliktbeilegungsverfahren erscheint aber schon deshalb notwendig, da
dem Verbraucher-ADR-Verfahren das Potential zuerkannt wird, eine Verän-
derung in der Rechtskultur herbeizuführen.10

§ 2 Gang der Darstellung

Die vorliegende Arbeit nimmt die Entwicklung im Bereich der alternativen
Streitbeilegung in Verbrauchersachen in den Blick und analysiert die verfah-
rensmäßige Ausgestaltung durch die ADR-RL und das VSBG. Im Mittel-
punkt steht dabei die Bedeutung des materiellen Rechts für die Verbraucher-
schlichtung. Unter Berücksichtigung des Rückgangs der Klageeingangszah-
len bei den staatlichen Gerichten wird auch die Frage nach einem
gesellschaftlichen Wandel weg von einem Ihering’schen „Kampf ums Recht“
hin zu einer „Kultur der Schlichtung“ gestellt werden müssen.

Zu Beginn sollen die bestehenden Möglichkeiten zur Verbraucherrechts-
durchsetzung aufgezeigt und die Frage nach einem Durchsetzungsdefizit,
auch unter Zugrundelegung empirischer Beobachtungen beantwortet wer-
den. Nach der Erörterung der justiziellen Individual- und Kollektiv-Rechts-
schutzinstrumente folgt eine Besprechung der ADR-Richtlinie sowie auch

Zukunft noch von einem Zuwachs um weitere 60.000 Streitbeilegungsanträge zu den ge-
schätzten jährlichen 60.000 Verbraucherbeschwerden bei bestehenden Schlichtungsstellen
aus (vgl. BT Drucks 18/5089, S. 42 ff.), so weist eine Zusammenschau der Jahres- und
Tätigkeitsberichte der nach dem VSBG anerkannten oder eingerichteten Verbraucher-
schlichtungsstellen für das Jahr 2016 in der Summe ca. 62.800 Schlichtungsanträge aus,
vgl. dazu Althammer/Lohr, DRiZ 2017, 354 ff.; Tombrink, BRAK-Mitteilungen 2017,
142 ff., 154 f. Vgl. aktuell Greger, Verbraucherschlichtung bleibt hinter den Erwartungen
zurück, 2018 (https://www.schlichtungs-forum.de/neuigkeiten/verbraucherschlichtung-b
leibt-hinter-den-erwartungen-zurueck/#more-744) (geprüft am 01.11.2020); sowie Ver-
braucherschlichtungsbericht 2018, abrufbar unter https://www.bundesjustizamt.de/DE/S
haredDocs/Publikationen/Verbraucherschutz/Verbraucherschlichtungsbericht 2018.p
df;jsessionid=D213B156FC148933F91FCDE5156FEFD3.2 cid386? blob=publication
File&v=5 (geprüft am 01.11.2020). Gleichzeitig ist allerdings branchenspezifisch ein er-
heblicher Anstieg der Schlichtungsanträge zu verzeichnen, söp Halbjahresbilanz 2018
(Anstieg um 37 % im Vergleich zum Vorjahr), abrufbar unter: https://soep-online.de/assets/
files/s%C3%B6p-Halbjahresbilanz%202018.pdf (geprüft am 01.11.2020).

10 Vgl. Althammer, in: ders. (Hrsg.), Verbraucherstreitbeilegung: Aktuelle Perspektiven
für die Umsetzung der ADR-Richtlinie, 2015, S. 9 ff.; Papier, IWRZ 2016, 14 ff., 18
„grundlegende Veränderung des Rechtssystems“; Grupp, AnwBl 2015, 186 ff. In negativer
Hinsicht, in Form eines „Bedeutungsverlusts der Zivilgerichtsbarkeit durch Verbraucher-
mediation“, vgl. statt vieler H. Roth, JZ 2013, 637 ff. In positiver Hinsicht, durch eine
„Stärkung des Rechts durch eine gewandelte Streitkultur“, vgl. Jaeger, AnwBl 2015,
573 ff., ebenso positiv Hirsch, NJW 2013, 2088 ff. Zu einer entsprechenden Diskussion
mahnend auch Wendland, KritV CritQ Rcrit 99 (2016), 301 ff., 303 f.
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des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes. Aufgrund des fehlenden Verfah-
rensbezugs und des mindestharmonisierenden Ansatzes der ADR-RL kön-
nen schon an dieser Stelle die konkreten „Qualitätskriterien“ des europäi-
schen Rechtssetzungsaktes erörtert werden.

Nach einem knappen Überblick über die wesentlichen Regelungen des
Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes, der im Laufe der Arbeit noch vertieft
werden wird, gilt es die Verfahrenszielsetzung der Verbraucherschlichtung zu
klären und das Verhältnis zur staatlichen Zivilgerichtsbarkeit zu untersu-
chen.

Das folgende Kapitel widmet sich dann zunächst der grundsätzlichen
Frage nach der Eignung der ADR-Verfahren für die Beilegung von Verbrau-
cherstreitfällen. Gerade in alternativen Streitbeilegungsverfahren ist klä-
rungsbedürftig, ob und inwieweit der Verbraucher eines Schutzes vor Über-
vorteilung bedarf. Setzt sich also der materiell-rechtliche Schutz des Ver-
brauchers auch im Rahmen des Verfahrens fort?

Neben der Frage nach der konkreten Ausgestaltung der verfahrensbezo-
genen Mindeststandards des VSBG, müssen auch mögliche Konsequenzen
einer Verletzung dieser Vorgaben untersucht werden.

Im Mittelpunkt steht in diesem Kapitel also die rechtliche Ausgestaltung
des Verfahrens oder kurz gesagt: Das Recht der Verbraucherschlichtung.

Das dritte Kapitel beschäftigt sich als Vorarbeit für den Hauptteil dieser
Arbeit mit der verbindlichen Geltungsanordnung des Verbrauchervertrags-
rechts. Neben der Darstellung der Entwicklung des Verbraucherschutzes und
der unterschiedlichen Verbraucherschutzkonzeptionen, wird das Prinzip der
Privatautonomie an Hand der einzelnen Schutzinstrumente (Information,
Widerruf, Inhaltsvorgaben) erörtert. Dabei soll insbesondere die absolute
Geltung des Paradigmas der Unabdingbarkeit auch unter Zugrundelegung
der Rechtsprechung des EuGH kritisch betrachtet werden.

Im Hauptteil der Arbeit wird die Rolle des Rechts in der Verbraucher-
schlichtung untersucht. Dabei gilt es zunächst die rechtliche Ausgestaltung
des Verhältnisses zwischen den beiden Konfliktparteien im Zuge der Verfah-
rensdurchführung zu verdeutlichen. In diesem Zusammenhang muss auch
die Frage geklärt werden, ob das materielle Verbraucherrecht im Rahmen
einer konfliktbeilegenden Vereinbarung Geltung beanspruchen kann.

Als Kernpunkt werden dann die Rechtsanwendung und die Rechtsverwen-
dung in der Verbraucherschlichtung analysiert. In einem ersten Abschnitt
erfolgt die Untersuchung, ob die Bearbeitung des Konfliktfalls durch den
Streitmittler eine Anwendung des materiellen Rechts voraussetzt oder ob nur
außerrechtliche Faktoren bei der Erarbeitung eines Schlichtungsvorschlages
relevant werden. Entscheidend wird hier sein, ob (auch) im Bereich des Ver-
braucherrechts eine „Krise des modernen Rechts“ anzunehmen ist.
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Daran anschließend und gleichsam als Folgefrage soll, unter Rückgriff
auf die Ergebnisse in Kapitel III, die vielfach betonte11 Problematik, ob die
privatautonome Vereinbarung zwischen den Parteien zur Beilegung des Kon-
fliktfalls in Gestalt des vom Streitmittler empfohlenen Schlichtungsvor-
schlages von zwingendem Verbraucherschutzrecht abweichen kann, aufge-
arbeitet werden. Konkret geht es dabei um die Ausgestaltung einer rechts-
verbindlichen Vereinbarung zur Streitbeilegung (Rechtsverwendung) und die
Reichweite der Privatautonomie in konfliktbeilegenden Verbraucherverträ-
gen.

Zum Abschluss des Kapitels werden die Bindungswirkung und die Mög-
lichkeit einer gerichtlichen Kontrolle des Schlichtungsergebnisses unter-
sucht, sowie der Frage nach der Vollstreckbarkeit der Vereinbarung nachgeg-
angen.

Vor einer Zusammenfassung der Ergebnisse und einem Blick auf die ak-
tuellen gesetzgeberischen Aktivitäten12, soll versucht werden, die Auswirkun-
gen der Verbraucherschlichtung auf die Rechtskultur, die Wirtschaft und das
Ziviljustizsystem zu umreißen.

Die Arbeit folgt in ihrem methodischen Vorgehen einem interdisziplinären
Ansatz. So ist schon die zentrale Forschungsfrage nach der Bedeutung des
Rechts an der Schnittstelle zwischen Verfahrensrecht und materiellem Recht
einzuordnen. Auch die Entscheidung über die Eignung der ADR-Instru-
mente für die Beilegung von Verbraucherstreitfällen kann ohne die Berück-
sichtigung ökonomischer, sozialer und psychologischer Faktoren nicht ver-
lässlich getroffen werden.

§ 3 Terminologie

Zum Beginn sind die in dieser Arbeit verwendeten Begrifflichkeiten vorzu-
stellen und etwaige Besonderheiten aufzuzeigen. Die Feststellung, dass alle
Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Arbeit für Frauen und
Männer in gleicher Weise gelten, erscheint mit Blick auf Art. 3 Abs. 2 GG eine
Selbstverständlichkeit, soll hier aber gerade aufgrund der aktuellen gesell-
schaftlichen Debatte ausdrücklich hervorgehoben werden.13

11 Vgl. nur Althammer, in: ders. (Hrsg.), Verbraucherstreitbeilegung: Aktuelle Perspek-
tiven für die Umsetzung der ADR-Richtlinie, 2015, S. 9 ff., 14 ff.; H. Roth, DRiZ 2015,
24 ff., 25 f.; Schmidt-Kessel, in: ders. (Hrsg.), Alternative Streitschlichtung, 2015, S. 9 ff.,
17 f.; Meller-Hannich/Höland/Krausbeck, ZEuP 2014, 8 ff., 35; Gsell, ZZP 128 (2015),
189 ff., 193 f., 199 f.

12 Gesetz zur Änderung von Vorschriften über die außergerichtliche Streitbeilegung in
Verbrauchersachen und zur Änderung weiterer Gesetze, BGBl. I 2019 S. 1942.

13 Vgl. nur BGH, Urt. v. 13.03.2018 – VI ZR 143/17.
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Klärungsbedürftig erscheinen zunächst der Verbraucher- und Unterneh-
merbegriff sowie die Fragen, was unter einer Verbraucherstreitigkeit und
einer grenzübergreifenden Verbraucherstreitigkeit zu verstehen ist.

I. Verbraucher- und Unternehmerbegriff

In Art. 4 Abs. 1 lit. a) und b) der ADR-Richtlinie findet sich die übliche14,
unionsautonome Definition der Begriffe „Verbraucher“ und „Unternehmer“.
Verbraucher ist demnach „jede natürliche Person, die zu Zwecken handelt,
die nicht ihrer gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder berufli-
chen Tätigkeit zugeordnet werden können“. Mit Blick auf die Verträge mit
gemischtem Zweck (sog. dual use-Verträge), stellt die Kommission in Über-
einstimmung mit der Verbraucherrechte-RL15 klar, dass von einem Verbrau-
cher auszugehen ist, wenn der gewerbliche Zweck des rechtgeschäftlichen
Handelns so gering ist, dass er im Gesamtkontext des Geschäftes als nicht
überwiegend anzusehen ist.16

Für das deutsche Umsetzungsgesetz soll sich der Verbraucherbegriff aus
§ 13 BGB ergeben.17 Dieser ist zwar weitergehender als der Verbraucherbe-
griff nach der ADR-Richtlinie, denn es werden auch Verträge erfasst, die
einer unselbstständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden können.
Allerdings stellt der § 4 Abs. 1 a. E. VSBG insoweit einen Gleichlauf her,
indem arbeitsvertragliche Streitigkeiten aus dem Anwendungsbereich des
VSBG ausgenommen werden.

Bedenklich ist, dass der deutsche Gesetzgeber den Anwendungsbereich
des VSBG auch auf gesetzliche Ansprüche erweitert,18 sich gleichzeitig aber
ausschließlich auf einen Antragssteller oder Antragsgegner in der Verbrau-
cher- bzw. Unternehmerrolle festlegt (§ 4 Abs. 3 VSBG; vgl. auch arg. e. § 4
Abs. 1). Bekanntermaßen knüpfen aber sowohl der Verbraucher- wie der
Unternehmerbegriff in §§ 13, 14 BGB an ein Rechtsgeschäft an. Auflösen
ließe sich die Problematik, indem man vergleichbar zu § 29c Abs. 1 ZPO

14 Siehe dazu nur Nachweise bei Rühl, ZZP 127 (2014), 61 ff., 64 Fn. 11.
15 Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober

2011 über die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des
Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie
zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. EU Nr. L 304/64 vom 22. November 2011.

16 Siehe EWG 18 ADR-Richtlinie sowie EWG 17 der Verbraucherrechte-RL; die
Rechtsprechung des EuGH, Urt. v. 20.01.2005, Rs. C-464/01 – Gruber, Slg. 2005, I-458 zu
dual use -Verträgen muss somit in Frage gestellt werden Rühl, ZZP 127 (2014), 61 ff., 65; H.
Roth, in: Kronke (Hrsg.), Grenzen überwinden – Prinzipien bewahren, 2011, S. 715 ff., 720;
Loacker, JZ 2013, 234 ff.

17 BT-Drucks. 18/5089, 52.
18 BT-Drucks. 18/5089, 50, 53.
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voraussetzt, dass der geltend gemachte Anspruch seine „Grundlage“ in ei-
nem Verbrauchervertrag (dort: § 312b BGB) zu finden hat.19 Insoweit wären
dann auch gesetzliche und „vertragsähnliche“ Ansprüche erfasst.

Denkbar wäre auch eine Anknüpfung an den im Zuge der Musterfest-
stellungsklage neu eingefügten verfahrensrechtlichen Verbraucherbegriff20 in
§ 29c Abs. 2 ZPO. Demnach soll es nicht auf die „rechtsgeschäftliche Ent-
stehung des einzelnen Anspruchs“ ankommen, sondern „vielmehr darauf,
dass der Verbraucher bei Erwerb des Anspruchs oder der Begründung des
Rechtsverhältnisses nicht überwiegend im Rahmen seiner gewerblichen oder
selbständigen beruflichen Tätigkeit handelte“21. Ob hier allerdings der rechts-
geschäftliche Bezug gänzlich aufgegeben wird, ist schon aus systematischen
Gründen sowie nach dem Wortlaut der Begründung fraglich.22

Weiterhin ist hervorzuheben, dass zwar sowohl nach der ADR-Richtlinie
als auch nach dem § 13 BGB der Verbraucher als natürliche Person zu ver-
stehen ist, der BGH aber die Gesellschaft bürgerlichen Rechts23 sowie Woh-
nungseigentümergemeinschaften24 unter bestimmten Voraussetzungen schon
als vom Tatbestand des § 13 BGB erfasst angesehen hat, sodass ein weites
Feld für Verbraucher-ADR-Verfahren eröffnet ist.25

Hinsichtlich des Unternehmerbegriffs, der sich aus Art. 4 Abs. 1 lit. b)
ADR-Richtlinie ergibt und im Regelungsgehalt mit § 14 BGB übereinstimmt,
bestehen keine Besonderheiten.

II. Verbraucherstreitigkeit

Als Verbraucherstreitigkeit, Verbraucherkonflikt und Verbraucherangele-
genheit wird der Streit zwischen einem Verbraucher und Unternehmer auf-
grund einer rechtsgeschäftlichen Verbindung bezeichnet. Dabei handelt es
sich um einen Konflikt, der auf einem Verbrauchervertrag gem. § 310 Abs. 3
BGB basiert. Synonym wird auch von consumer-to-business-Konflikten
(c2b-Konflikt) oder business-to-consumer-Konflikten (b2c-Konflikt) ge-
sprochen, abhängig davon, von welchem Rechtsträger der Beschwerdeanlass

19 BGH NJW-RR 2011, 1137 ff., 1138; BGH NJW 2003, 1190 ff., 1191; H. Roth, in:
Stein/Jonas, Kommentar zur Zivilprozessordnung, 232014, § 29c Rn. 7; Schultzky, in: Zöl-
ler, Zivilprozessordnung, 332020, § 29c Rn. 4.

20 Aktuell dazu Meller-Hannich, in: Artz/Harke/Gsell (Hrsg.), Wer ist der Verbraucher?,
2018, S. 193 ff.

21 Vgl. BT-Drucks. 19/2507, 20.
22 BT-Drucks. 19/2507, 20, spricht von der in § 29c Abs. 1 „einzufügenden Definition“,.

weiter wird auf „konkurrierende“ Ansprüche abgestellt.
23 BGHZ 149, 84.
24 BGHZ 204, 325.
25 Prütting, AnwBl 2016, 190 ff., 192.
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ausgeht. Anders als die schon im Kurztitel zum Ausdruck gebrachte Be-
schränkung der ADR-Richtlinie auf Verbraucherbeschwerden26, will das na-
tionale Umsetzungsgesetz nicht nur solche Streitigkeiten erfassen, bei denen
der Verbraucher einen Anspruch gegen den Unternehmer gelten macht, son-
dern unabhängig von der Person des Anspruchsstellers, alle Konflikte zwi-
schen Verbraucher und Unternehmer (vgl. § 4 Abs. 3 VSBG).

In überschießender Umsetzung greift das VSBG allerdings auch An-
sprüche aus gesetzlichen Schuldverhältnissen auf und hat damit im Vergleich
zur ADR-RL27 auch in sachlicher Hinsicht einen erweiterten Anwendungs-
bereich.28

Schon aufgrund der Bedeutung, die die Europäische Kommission dem
grenzübergreifenden Handel als eine Säule der Wirtschaftstätigkeit der
Union beimisst29, sei an dieser Stelle auf den Begriff der „grenzübergreifenden
Streitigkeit“ hingewiesen. Gem. Art. 4 Abs. 1 lit. f) ADR-Richtlinie ist eine
solche zu bejahen, sofern zwischen dem Verbraucher, der „zum Zeitpunkt der
Bestellung der Waren oder Dienstleistungen in einem anderen als dem Mit-
gliedstaat wohnt, in dem der Unternehmer niedergelassen ist“ und eben die-
sem Unternehmer ein Streit entsteht.

III. ADR

Die Begriffe außergerichtliche Streitbeilegung, alternative Streitbeilegung
(AS) und das angloamerikanische Akronym ADR (Alternative Dispute Re-
solution) werden im Folgenden synonym, für die umfangreichen Möglich-
keiten, einen Rechtsstreit außerhalb der staatlichen Justiz zu lösen, verwen-
det.30

§ 4 Die alternative Streitbeilegung

Die alternative Streitbeilegung bezeichnet als Sammelbegriff unterschiedli-
che Mechanismen und Institutionen zur Lösung eines Konfliktfalls. Nach
dem weitestgehenden Begriffsverständnis können hierunter alle Möglichkei-
ten einer nicht streitigen Konfliktlösung verstanden werden. So bietet auch
die ZPO mit dem Mahnverfahren (§§ 688 ff. ZPO) und dem selbstständigen
Beweisverfahren (§§ 485 ff. ZPO), sowie dem Verfahren vor dem Güterichter

26 Siehe Hayungs, ZKM 2013, 86 ff., 88 Fn. 6.
27 Streitigkeiten über „vertragliche Verpflichtungen aus Kaufverträgen oder Dienstleis-

tungsverträgen“, Art. 2 Abs. 1 ADR-RL.
28 BT-Drucks. 18/5089, 50, 53.
29 Siehe insofern nur EWG 11 ADR-Richtlinie. Dazu eingehend unter § 22 und § 23.
30 Zur Terminologie Berlin, ZKM 2013, 108 ff., 109.
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(§ 278 Abs. 5 ZPO) in ihrem Kernbereich Vorgaben, die letztendlich der Ver-
meidung eines Rechtsstreits vor den staatlichen Gerichten dienen sollen.
Selbst bei der Durchführung des zivilprozessualen Regelverfahrens ist der
Richter grundsätzlich verpflichtet, vor der streitigen mündlichen Verhand-
lung im Rahmen der Güteverhandlung die gütliche Beilegung des Rechts-
streits anzuregen (§ 278 Abs. 2–4 ZPO).31 Auch im weiteren Verfahrensverlauf
ist die gütliche Beilegung des Rechtsstreits in jeder Verfahrenslage zu fördern
(§ 278 Abs. 1 und 6; § 278a ZPO).

Mit dem Begriff der alternativen Streitbeilegung sollen aber gerade auch
alle von einer richterlichen Streitentscheidung losgelösten Verfahren der
Konfliktbeilegung (siehe z. B. Schlichtungs-, Schieds- und Gütestellenver-
fahren, die Ombudsleute, Clearingstellen, Schieds- und Schlichtungsverfah-
ren sowie Shuttle-Schlichtung, Adjudikation, Mini Trial, Early Neutral Eva-
luation und Online-Schlichtung)32 erfasst werden. Um dieses weit gefasste
Feld unterschiedlicher und sich überschneidender Verfahren einzugrenzen,
und da die verschiedenen Methoden der alternativen Streitbeilegung kaum
exakt zu unterscheiden33 sind, soll sich die Darstellung hier auf die wohl in der
Praxis gängigsten Formen der außergerichtlichen Streitbeilegung – Media-
tions-, Schlichtungs- und Schiedsverfahren – beschränken. Schon an dieser
Stelle sei allerdings festgestellt, dass sowohl die ADR-RL als auch das VSBG
grundsätzlich verfahrensoffen ausgestaltet sind. Eine Festlegung auf einen
speziellen Verfahrenstyp erfolgt zumindest nicht ausdrücklich.

Ausdrücklich ausgeblendet bleiben alle Verfahren, in denen sich ein Rich-
ter um die gütliche Beilegung eines Rechtsstreits im Rahmen eines Gerichts-
verfahrens bemüht (vgl. nur Art. 2 Abs. 2 lit. d) und EWG 23 ADR-RL).
Regelungsgegenstand ist nur die außergerichtliche Beilegung von Rechts-
streitigkeiten. Ebenso ist die Richtlinie nicht anwendbar auf Verfahren vor
unternehmensinternen Beschwerdestellen, sowie für die „Grundform der
Konfliktlösung“34, nämlich der direkten Verhandlung zwischen den Parteien
ohne festes Verfahren und ohne einen neutralen Dritten.35

31 Erwähnt werden soll hier auch der obligatorische Schlichtungsversuch nach § 15a
EGZPO, dessen Anwendungsbereich allerdings aufgrund der jeweiligen landesrechtlichen
Vorgaben, primär auf Streitigkeiten im Bereich des Nachbarrechts begrenzt ist, vgl. dazu
Gruber, in: Krüger/Rauscher/Adolphsen (Hrsg.), Münchener Kommentar ZPO, 52017,
§ 15a EGZPO Rn. 22 Fn. 65.

32 Aufzählung nach BT-Drucks. 17/5335, 11.
33 Vgl. nur Überblick bei Mähler/Mähler, in: Büchting (Hrsg.), Beck’sches Rechtsan-

walts-Handbuch, 2011, § 47 Rn. 2 ff., 32 ff.; Klowait/Gläßer, in: Klowait/Gläßer (Hrsg.),
Mediationsgesetz, 2018, Teil 1, Nr. 1, Rn. 28 ff.; Aufsatzreihe „ADR-Verfahren im Ver-
gleich“, Unberath, ZKM 2012, 74 f.

34 Greger, SchlHA 2010, 30 ff., 30.
35 Art. 2 Abs. 1, Abs. 2 lit, a), b) und e) sowie EWG 23 ADR-Richtlinie.
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Nach dem dieser Arbeit zugrundeliegenden Verständnis, ist für die alter-
native Streitbeilegung zum einen die Positionierung außerhalb des staatli-
chen Zivilprozesses und zum anderen eine Konfliktbearbeitung, die nicht
notwendigerweise auf einer Anwendung des materiellen Rechts beruhen
muss, charakteristisch. Grundgedanke aller alternativen Streitbeilegungsin-
strumente ist dabei den Konfliktbeteiligten die Entscheidung über den für die
Konfliktlösung relevanten Kommunikationscode oder Entscheidungsmaß-
stab zu überlassen. Das materielle Recht stellt folglich nicht automatisch den
ausschlaggebenden Beurteilungsmaßstab dar, vielmehr soll den Parteien die
Möglichkeit gegeben werden, auch weitere, für sie streitrelevante Faktoren,
einzubeziehen.

Ausweislich des Art. 2 Abs. 1 gilt die ADR-Richtlinie für Verfahren, deren
Ziel es ist, die Parteien zusammenzubringen und sie zu einer gütlichen Eini-
gung zu veranlassen. Ferner erfasst sie Verfahren, die einen Lösungsvor-
schlag eines neutralen Dritten vorsehen und Verfahren, die mit einer verbind-
lichen Entscheidung des neutralen Dritten enden, wobei auch Kombinati-
onen dieser Verfahren möglich sind (vgl. EWG 21 ADR-RL). Termino-
logisch und inhaltlich sind damit Vermittlungs-, Schlichtungs- und Ent-
scheidungsverfahren umfasst. Die Abgrenzung der verschiedenen Möglich-
keiten der Konfliktbearbeitung erfolgt im Rahmen der ADR-Richtlinie nach
der Reichweite der Einflussmöglichkeit des neutralen Dritten bei der Ent-
scheidungsfindung.

I. Vermittlungsverfahren

Unter dem Vermitteln ist die Verhandlungs- und Versöhnungsunterstützung
durch einen neutralen Dritten zu verstehen, der die Streitparteien beim Ver-
such einer einvernehmlichen Konfliktlösung begleitet. Als ein klassisches
Vermittlungsverfahren ist dabei das Mediationsverfahren anzusehen. Die
Mediation ist ausweislich § 1 Abs. 1 Mediationsgesetz (MediationsG)36 „ein
vertrauliches und strukturiertes Verfahren, bei dem die Parteien mithilfe ei-
nes oder mehrerer Mediatoren freiwillig und eigenverantwortlich eine ein-
vernehmliche Beilegung ihres Konflikts anstreben“. Dem Mediator obliegt
als unabhängigen und allparteiischen Dritten die Aufgabe der Verhandlungs-
leitung und Strukturierung des Kommunikationsprozesses zwischen den
Parteien. Ihm kommt allerdings keine Entscheidungsmacht zu.37 Er darf da-

36 Artikel 1 des Gesetzes zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der
außergerichtlichen Konfliktbeilegung vom 21. Juli 2012 (BGBl. 2012 I, S. 1577).

37 Breidenbach, Mediation, 1995, S. 4 ff., 137; Hagel, in: Klowait/Gläßer (Hrsg.), Me-
diationsgesetz, 2018§ 1 Rn. 20 ff.; § 1 Abs. 2 MediationsG; siehe zum Ablauf eines Medi-
ationsverfahrens Dendorfer, in: Rasmussen-Bonne (Hrsg.), Balancing of interests, 2005,
S. 99 ff., 103 ff.; Rinnert, in: Tamm/Tonner/Tamm-Tonner (Hrsg.), Verbraucherrecht, 2012,
S. 1319 ff., 1327 f.
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